
Meınung dienen 1St ıne demokratiegemäße Gestal- Demokratie ın der Kirche
tung ihrer Strukturen SOWI1e ıne ständige Überprüfung 1V. Die VO' Zweıiten Vatikanischen Konzıil hervor-ihrer gesellschaftspolitischen Funktion un: ıhres I)ienstes

der Demokratie ordern. Die Verbände mussen gehobene Beteiligung aller Glieder des Volkes Gottes
ıne intensive Meıinungs- un: Wiıllensbildung aller Miıt- der einen Sendung der Kirche ertordert Strukturen und

Verhaltensweisen, 1in denen die aktive Teilnahme undolieder ermöglichen, damıt diese den Entscheidungen
ın ıhren Verbänden mıitwirken un das staatlıche, Mıtverantwortung aller 1n der Kirche wirksam werden
gesellschaftliche un: kirchliche Leben mıtprägen können. können. In diesem Sınne mussen Formen demokratischer
Dıie partnerschaftliche Beteiligung aller Arbeitnehmer, Meıinungs- un Willensbildung in der Kiırche, insbeson-

dere 1n Gemeinde un: Di1iözese, weiterentwickelt werden.Eigentümer un Unternehmer der Gestaltung des
Wıirtschaftslebens 1St weiterzuentwickeln. Daher mu{fß die Ursprung un Sendung der Kirche un: des irchlichen
Miıtbestimmung erweıtert un das betriebliche Vertas- Amtes lassen jedoch nıcht Z da{fß ber Inhalte des

Glaubens, sıttlicher Normen un: sakramentalen Lebenssungsrecht entsprechend angepalst werden, wobe| die für
die Arbeitnehmer geltenden Schutzvorschritten wah- durch Mehrheitsentscheid verfügt wird.
ren siınd. Die Arbeiıt eınem zukunftsorjientierten Unter- Wer Demokratisierung der Kirche verstehen wollte,
nehmensrecht, das die Funktion des Unternehmers un verkennt das Wesen der Kirche un übrigens auch das
des Unternehmens SOWI1e die Bedeutung der Arbeitnehmer Wesen der Demokratie, der die Unverfügbarkeıt VON

un: der mittleren Führungsschicht 1ın jeweıls sachgerech- Grundrechten un Grundwerten gehört.
ter VWeıse berücksichtigt, mu{ß verstärkt werden. Die Bur- Das Zentralkomitee der deutschen Katholiken sıeht in

der Weiterentwicklung un Ausfüllung VO  a StrukturenSCI eines demokratischen Staates un: eıner freien Gesell-
schaft sollen VO  3 Jugend auf Mıtverantwortung SC- der Beteiligung un: Mıtverantwortung aller der Sen-
wöhnt se1n. Die Famlılie mu{ß den Jungen Menschen durch dung der Kırche ıne vordringliche Aufgabe.

Fortentwicklung VO  ; Strukturen bedeutet allein keineEinübung 1n partnerschaftliches Verhalten ZUr tätıgen
Mıtverantwortung erziehen un iıhn befähigen, über- Reform staatlıchen, gesellschaftlichen un kirchlichen
greiftende Zusammenhänge des gesellschaftlıchen un: poli- Lebens. Fuür ı1ne wirkliche Retform kommt daraut A
tischen Lebens erkennen, beurteilen un: demgemäfßs daß auch der Wıille ZULT: Solidarıtät un: die Bereitschaft

andeln. Das zesamte Erziehungs- un: Bıldungswesen ZUuUr verantwortlichen Mitgestaltung Jebendig werden.
muß allen Beteilıgten den jeweıils ANSCMIESSCHENN Raum für Solidarıität un Verantwortung siınd auch dort gefordert,
Verantwortung un partnerschaftliche Zusammenarbeit Kritik der onkreten Gestaltung des staatlıchen,

gesellschaftlichen un: kirchlichen Lebens zeübt wird. Kri-gewähren un institutionell sichern.
Die Demokratie ebt AUS der freiwilligen Bereitschaft ein- tik 1St. notwendig; Ss1e mu{l aber innerhalb des demo-
zelner, mehr für das Gemeinwohl Cun, als die Pflicht kratischen Staates un der treıen Gesellschaft deren

Grundlagen, iınnerhalb der Kirche deren Sendung undjedes Bürgers 1St Dıie freiwillige UÜbernahme VO  e Auf-
gaben ın gesellschaftlichen un kirchlichen Gruppierungen Wesen bejahen. Dazu gehört, da{ß die Kritik die Autori1-
oll gleichzeit1g die Bereitschaft wecken, sıch auch ın der taten als solche anerkennt. Diese werden bereıt-
staatlıchen Ordnung einzusetzen. Es 1St ıne wichtige Auf- williıger ANSCHOMIMNCN, Je deutlicher iıhre Legitimatıon
gabe der Famiılie, aber auch anderer geseilschaftlicher ausgewı1esen 1ISt un Je mehr s1e celbst ihr Amt als Diıenst
Gruppen un: Institutionen, diesem freiwilligen Dienst ylaubwürdig machen.
SOWI1e AD Achtung VOTL denen erziehen, die S1CH ZuUur Das Zentralkomitee der deutschen Katholiken Fru die
UÜbernahme eınes Amtes in Staat un Gesellschaft bereit- katholischen Christen auf, ihren verantwortlichen und

kritischen Dienst in Kirche un Welt eisten.gefunden haben

Vaıerzıg Thesen ZUNY Reform des Bildungswesens
Neben dem VO Kulturbeirat des 7Zentralkomitees der Sarıats der Deutschen Bischöfe (Katholisches Büro), Weoih-
deutschen Katholiken un dem Bildungsrat bei der bischof Tenhumberg, zugeleiteten Entwurfs PINeES „Ge-
Bischöflichen Hauptstelle für Schule UN Erziehung e7Y- samtplans Jür Schul- un Hochschulwesen“, den So®

Martin-Plan. Obwohl nıcht Diskussionsgegenstand, spiel-arbeiteten Memorandum (vgl ds Hefl, 152 ayurde
Anfang März e1in Zayeıtes Dokument kulturpolitischen Len die DLEYZLEG Thesen, dıe ZOLY hier ım Wortlaut zLeder-
Fragen DV“O'  S bkatholischer Seıte veröffentlicht, die „Vierzıg geben, auch PINE nıcht unwesentliche Rollen hbei der Dıs-
T'hesen ZUNY gegenwärtıgen kulturpolitischen Sıtuation“, bussızon auf dem etzten kulturpolitischen Kongreß der
die V“VO  S einem Gesprächskreis aAuS$ Mitgliedern UN Be- CDU Anfang AYZ ın Düsseldorf.
Yatern der Bischöflichen Hauptstelle Für Schule UN FEyY-
ziehung des Zentralkomitees der Deutschen Katholiken Zur Organısation des Bildungswesens
UN des Katholischen Büros ın Bonn eyrarbeitet zuurden. ım allgemeinen
Dıiıe Thesen enthalten ımM Unterschied ZU Memorandum
des Bildungsrates bei der Bischöflichen Hauptstelle UN Grundvoraussetzung eınes jeden Bildungsprogramms
des Kulturbeirates des Zentralkomitees wenıZer allge- muß die Wahrung der persönlichen Freiheit se1in.
mMmeine Grundsätze als auf die Tagespolitik bezogene hıl- In einer Demokratie tragen nıcht L1LUTr die Staatsorgane,
dungspolitische Postulate. Dıiıe Anregung des Dokuments sondern auch jeder Staatsbürger Verantwortung für das
ergab sıch aAM PINEY Diskuss:on des seinerzeıt D“O  S der Bildungswesen; dies gilt besonders für die Eltern, deren
CDU/CSU-Bundestagsfraktion dem Leiıter des Kommis- Erziehungsrecht zudem grundgesetzlich garantıert 1St.
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3 .“ A
Daher ist das Mitspracherecht der Elte£n in Fragen der Besondere Bedeutung kommt 1m Bereich der Bildung

Schule und Erziehung verstärken. Die Mitwirkung der 1m Vorschulalter einer I  301 Zusammenarbeit mMIt den
Eltern auch bei der Planung des Schul- und Bildungs- Eltern Einrichtungen der Erwachsenenbildung, e1In-
wesens mu{fß institutionell gesichert werden. schliefßlich der Mütterschulen, sollten die Eltern ZUur Mıt-

Der Staat kann seinen zukünftigen Aufgaben 1mM Be- wirkung der vorschulischen Bıldung befähigen.
reich des Bildungswesens eher gerecht werden, Je
großzügiger die Inıtiatıve der trejen Kräftte der Gesell- Zum Schulwesen
schaft sich entfalten aßt Deshalb 1St die Möglichkeit VO  3

Bildungseinrichtungen 1n freier Trägerschaft 101e Dıie Schule dart nıcht als Instrument der Gesellschafts-
t1eren. Weil diese öffentliche Aufgaben wahrnehmen, 1St politik un ZUuUr Durchsetzung gesellschaftspolitischer
ıhnen eın Anspruch auf staatliche Fiınanzıerung UZUu- Ideologien mıiıßbraucht werden.
bıllıgen. Das Spannungsverhältnis 7zwischen genereller urch-

Dem freien Schul- un Bildungswesen sollten fajre Ent- lässigkeit un individueller Förderung kann durch Or-
faltungsmöglichkeiten auch dadurch geboten werden, dafß ganısationsformen War gyemildert, aber nıcht aufgehoben
der Staat bei seiner Planung diesem AaNSCHMIESSCH Raum werden.
äßt und die Träger trejer Einrichtungen seiner Pla- Be1i dem gegenwärtigen Stand der pädagogischen Er-

kenntnisse 1St davor WaInNel), die Erzielung eines Opt1-nungsarbeıit beteiligt.
An den Staat richtet sıch die Aufforderung, den reien malen Eftekts VO:  . einer einzıgen Schultorm erw.

Bildungseinrichtungen in rechtlicher, organisatorischer un Die Gesamtschule 1St augenblicklich noch wen1g Cr-

pädagogischer Hiınsıcht Gestaltungsireiheit einzuräumen. probt, als dafß INa  z jetzt bereits über ıhre Einführung
Die treiıen Träger sind ihrerseits aufgerufen, mehr als oder Ablehnung abschliefßend urteilen kann.
bisher eın eigenes organisatorisches un inhaltliches Kon- Eın bildungspolitisches Konzept mu{ß die Möglichkeit
ZEDL entwickeln. ZUuUr Durchführung VO  a Schulversuchen enthalten. Bevor

Besondere bildungspolitische Aufgaben hat das freıe schulpolitische Konsequenzen aus Schulversuchen SCZOSCH
Schulwesen ın ländlichen Gebieten. Gerade dort gilt CD, werden, mussen deren Verlaut un: Ergebnisse VO —

durch die Einrichtung VO  S Heım- un Tagesheimschulen abhängigen, wissenschaftlich qualifizierten Institutionen
ZUr Verbesserung des Bildungswesens auf ıne Weıse be1- überprüft werden.
9 w1e S1e dem Staat oft nıcht möglich ISt. Solange Schulversuche LLULr mi1t besten Lehrkräften

Die Träger freier Einrichtungen sollten bereit se1n, un Eınsatz besonders hoher Afinanzieller Mittel
der staatlichen Planung des Schul- un: Bildungswesens durchgeführt werden, 1sSt hre Vergleichbarkeit MIt —

mitzuwirken, ine sinnvolle Koordinierung staatlicher deren Schulsystemen fragwürdig. Schulversuche, die autf
Maßnahmen un treier Inıtiatıven erreichen. die Erprobung eines generell einzuführenden Schultyps

Di1e ertfreulichen Ansätze, HOör- un: Fernsehfunk für abzielen, mussen eshalb Bedingungen stattfinden,
die Bildungsvermittlung einzusetzen, mussen weıterent- die 1n großem Umfang wiederholbar siınd
wickelt werden. Gerade auf diesem Gebiet sind Zz1e  s Schulversuche mussen 1im Zusammenhang mMI1t dem
strebige Forschung un: Mut ZU Experiment erforder- Schulwesen gesehen werden. E,S dürfen mMI1t VCI -

iıch fügbaren zusätzlichen Mitteln nıcht ausschliefßlich Schul-
versuche finanzıert werden. Das bestehende Schulwesen

Zur Vorscßulerziebung 1St durch systemkonforme Reformen weıter tördern
un auszubauen. Das gilt ınsbesondere für die Grund-
schule un das Sonderschulwesen, das besonderer An-Die Bemühungen die Bildung der Kinder 1m Vor-

schulalter sollten intens1ıviert werden: VOL allem Kinder Strengungen des Staates un der freien Träger bedarf.
Aus bildungsschwachem Miılieu mussen vorschulische DA Die schulische Bildungsarbeit mu{ allen Schülern g..
Starthilfen erhalten. recht werden. Da die Schüler unterschiedlich begabt SIN  d;
in Der Gesprächskreıis aßt die Frage often, 1n welchem mussen verschiedene Arten der Methodik un Didaktik
Umfange die Bildung der Kinder 1mM Vorschulalter 1nst1- entwickelt un angewandt werden. Methodik un D1-
tutionell VO Kındergarten oder VO  } der Schule durch daktik sind auch entsprechend dem Bildungsziel (Zu B
Vorschulklassen wahrgenommen werden oll Notwendig Studierfähigkeıt, Vorbereitung aut den Beruft) difte-
ISt ın jedem Falle renzieren.

die Zahl der Kindergärten wesentlich erhöhen un: Dıie beiden 1n These 21 beschriebenen verschiedenen
hre personelle Ausstattung verbessern, Differenzierungsarten sind sowohl be1 einem gegliederten

die Ausbildung des Personals den modernen Ertorder- Schulsystem als auch be1 der integrierten Gesamtschule
nıssen, VOL allem 1n Rıichtung auf ıne altersstufengemäße erforderlich.
Pädagogik, ANZUPASSCH un die Kapazıtät der Aus-
bildungsstätten entsprechend den vorhandenen Berufts- Zu besonderen Problemen des Schulwesens
wünschen auszuweıten,
©) die Tätigkeit der freien Träger, auch hinsichtlich der Dıie optimale Förderung der Entfaltung der Persön-

liıchkeit des einzelnen 1St oberster Grundsatz für das 5C-Ausbildung des notwendıgen pädagogischen Personals,
durch staatliche Hılfe rechtlich un: praktisch ermOg- Bildungswesen. Aus ıhm sind die notwendigen
lıchen SOWI1e finanziell unterstützen. Konsequenzen für die Organısatıon des Bildungswesens

Grundschullehrer sollten für die Bildung der Kıiınder un die staatlıche Ausbildungsförderung ziehen.
ım Vorschulalter 1LUFr nach entsprechender Zusatzausbil- Eıne frühzeitige Trennung nach Begabungsrichtungen
dung eingesetzt werden. 1St 11LUr vertretbar, WEeN1 11a den Schülern spatere ber-

Auch die Fortbildung der Erzieher 1mM Vorschul- gyange ermöglıcht, se1l CS durch Aufbauzüge oder andere
institutionelle Hılten.bereich mu{fß institutionell gesichert werden.
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Aufgabe des Gymnasıums 1st C5S, die allgemeine Stu- ausschließlich auf die Vermehrung VO  a Abiturienten und
dierfähigkeit vermitteln. Es wiırd begrüßt, da{fß 1m Hochschulabsolventen abzıelen, sondern mu{fß sıch gleich-
Gesamtplan der CDU/CSU-Bundestagsfraktion die mäßig auf alle Bildungswege un alle angebotenen Ab-
Oberstufe des Gymnasıums als geschlossene Einheit VOI- schlüsse richten.
vesehen 1St Zur Bildungswerbung haben die Katholiken Deutsch-

Jede Schultorm sollte NUur einen Abschluß bieten. Im lands besondere Veranlassung.
Gymnasıum sollte keine Zwischenprüfungen geben. Es mussen die Voraussetzungen datür geschaften WeTI-

Dıie Begabungsprognostik bedartf SsCch ihrer eNTt- den, da{fß die ıfterenzierte Bildungswerbung immer mehr
scheidenden Bedeutung für den einzelnen besonderer iın Form der Bildungsberatung erfolgt. Vorhandenen
wissenschaftlicher Bemühungen. Institutionen muß die Bildungsberatung personell nd
28 Die Einrichtung VO  w} Förderstufen 1St als ine finanziell ermöglicht werden. Berutsbild un Berults-
anderen organisatorischen Möglıichkeiten sehen, 1 möglıchkeiten e1nes Bildungsberaters sind entwickeln.

Mıt der Bildungswerbung mu{fß eın entsprechenderun: Schuljahr iıne Grundlage tür die Begabungs-
erhalten. personeller un räumlicher Ausbau der Institutionen des

ach Auffassung des Gesprächskreises beschränkt ıne Bildungswesens einhergehen. Die sıch gegenwärtig auf
Förderung 1mM Vorschulalter un auf der Grundschule die diesem Sektor zeigenden Versäumnisse mussen durch eıne
Notwendigkeıt eiıner institutionellen Förderstufe, weıl z1ielbewußte gyemeinsame Bildungsplanung VO  ' Bund,
dann LLUTLr 1ne geringe Zahl VO  3 Spätentwicklern einer Ländern, Gemeinden un: treien Trägern aufgeholt WT1 -

esonderen Förderung bedarf. den Die Bildungswerbung WIF: unglaubwürdig,
Dıie Freiheit der Eltern, ihre Kınder sowohl nach dem die Geworbenen siıch unzulänglichen Bildungsmöglich-

als auch nach dem Schuljahr aut die Realschule oder keiten gegenübersehen.
das Gymnasıum schicken, mu{fß erhalten leiben.

Für die Oberstufe des Gymnasıums sollte eın flex1ıbler Zum Hochschulbereich
Fächerkanon geschaffen werden. Wahlmöglichkeiten sind
als Stufung des Anspruchs den Schüler, nıcht aber als Der Gesprächskreis sieht ıne Dıfterenzierung 1m
Gelegenheit verstehen, unbequeme Fächer Hochschulbereich als unumgänglıch Das akademische
gehen. In einem 5System des orientierenden Lehrens un Studium sollte 1n eın ausbildungs- un: 1n forschungs-
ernens sollten die Schüler der Oberstufe des Gymna- bezogenes Studium gegliedert werden. Damıt darf keine
S1UMS selbständıges Arbeiten gewöhnt un damıt Abwertung des ausbildungsbezogenen Studiums verbun-

den se1IN.studierfähig werden.
41 Das gesamte Sonderschulwesen 1St auszubauen. Dabei Zur notwendigen Verkürzung der Studiendauer und
sind weiterführende Formen entwickeln und eın UuS- der damıt verbundenen Entlastung der Hochschulen
reichendes Angebot siıchern. Sonderschüler bedürfen imussen die Studiengänge beschleunigt reformiert werden.
der Berufserziehung un des Kontaktes Z Berutswelt 38 Neben dem ausbildungs- und dem forschungsbezoge-
in besonderem aße nNenNn Hochschulbereich steht der Fachhochschulbereich als

In einem bildungspolitischen Konzept mu{ der Be- qualifiziertes Angebot tür iıne praxısbezogene Berufts-
rufserziehung mehr als bisher aum gegeben werden: ausbildung.
notwendiıg ISt VOT allem, S1Ee als integrierenden Bestandteil Möglichkeiten eınes Kontaktstudiums mussen tür alle
des Bildungswesens begreiften. Wissenschaftsbereiche entwickelt werden.

Der Gesprächskreis welst araut hin, daß eıne Retorm
Zur Bildungswerbung und Bildungsberatung des Hochschulwesens auch deswegen dringend 1St, weıl die

gegenwärtıigen Zustände den deutschen Hochschulen
Die Bildungswerbung wird bejaht un: ihre OFrt- für Dozenten un: Studenten Züge des Inhumanen

SETZUNG für die Zukunft gefordert. Sıe darf jedoch nicht Z  IN haben

roblemberichte Zeitgeschehen
Neyue Versuche ZU  I Verständnis der Gottesfrage
Wenn 1ın der gegenwärtıigen theologischen Diskussion die Antworten autbrechen (vgl den Sammelband „Zer:
Gottesfrage entscheidend 1n den Mittelpunkt gerückt 1St brochene Gottesbilder“, Verlag Herder, Freiburg
un: damıiıt einsichtig gyemacht WIF  ol W1e alle anderen Damıt 1St die Frage zugleich AUS dem Persönlichen und
Fragenkreise S: 1m Bezug auf diese zentrale Thematik ntıiımen herausgerissen worden: S1e stellt S1C]  h in aller

Offentlichkeit, un: Publikationen ZU Thema Ainden oftıhre Relevanz erhalten (vgl Herder-Korrespondenz ds
Jhg., un 128 ff.) haben bestimmte durch- eın außergewöhnlich breitgelagertes Interesse. Befürch-
gänZıge Erfahrungen ıne solche Entwicklung bedingt. eunNgen, der Mensch könne die Gottesfrage vergeSSCH, e1-

scheinen jerher als kaum begründet.Dıie erlebte Macht einer mündig gewordenen Welt, das
Bewußfßtsein eigener Autonomıie, aber auch ıne SS Soli- Grundsätzlich 1St der anthropologische Ansatz stark 1n
darıtät MI1t allem Menschlichen ın stark betonter Zu- den Vordergrund gerückt, VO der Deutung des Menschen
kunftsperspektive haben manche gewordene un seiner Wirklichkeit her wiırd das Gottesproblem
Gottesvorstellung ZzerstOrt. I)as Unbehagen über- In diesem Kontext verbinden siıch existentielle
kommenen Verständnis jeß die Suche nach verschiedenen un: politisch-gesellschaftliche Anlıegen. Auch ein
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